Reform der PfP
Begrüßung:
Genugtuung, dass Innsbruck durch Stiftungsprofessur unter Prof. Siedschlag eines der wichtigsten Zentren für den sich pol. Diskurs in Ö geworden ist.

Gratulation zum Kongress.

Thema:
Reform der PfP sollte eigentlich lauten:
Reform der Partnerschaften
Warum?: 

PfP, MD, ici, Contact countries
Erweiterung: 
Vorschau auf Riga-NATO Gipfel (28.-29.11.2006)

Ursprünge der PfP:
Rahmenprogramm der NATO für Kooperation mit Nicht-NATO Staaten im euroatlantischen Raum (OSZE-Mitgliedstaaten). 1994 ins Leben gerufen. PfP-Rahmendokument, individuelle Kooperationsprogramme.

Politisches Ziel aus US-Sicht: vor allem Angebot an Staaten des post-sowjetischen Raums zu einer maßgeschneiderten militärisch-politischen Zusammenarbeit unterhalb der Schwelle der NATO-Mitgliedschaft. Ehemalige Satellitenstaaten streben nach möglichst rascher NATO-Aufnahme. Washington bremste, wollte junge russische Demokratien (Jelzin!) nicht durch allzu rasche NATO-Mitgliedschaft der früheren Warschauer-Pakt-Staaten überstrapazieren bzw. destabilisieren. Gefahr eines kommunistischen Come-back in Moskau schien noch nicht gebannt.

Alternatives Konzept: PfP-Annäherung an NATO mit der Perspektive einer späteren Mitgliedschaft. Zeitdruck weg. Moskau besänftigt. In einem Aufwaschen eröffnete PfP jedoch nicht nur den ehemaligen Ostblockstaaten in Europa oder den zentralasiatischen Staaten einen neuen institutionellen Rahmen, sondern auch den westlich orientierten pakt-ungebundenen bzw. neutralen Staaten wie Ö, CH, S, SF, IRL. Insofern schuf die PfP eine Dynamik, die auch die westlichen neutralen und pakt-ungebundenen Staaten in einen Zugzwang setzte. Diese Staaten nahmen PfP-offert an und wurden mit einem Mal, sicherheitspolitisch gesprochen, in einen Topf mit den früheren Satellitenstaaten der SU geworfen, obwohl sie keine unmittelbaren NATO-Beitrittambitionen hatten und völlig unterschiedliche außen- und sicherheits​politische Positionen vertraten. Dennoch lag es auch im eminenten Interesse der westeuropäischen Partner mit der NATO in engere systematische Beziehungen einzutreten.
Eine völlig neue Dimension in diesem Beziehungsgeflecht brachte auch die Mitgliedschaft der RF in der PfP (1994). Die Beziehungen mit der RF wurden schließlich durch die Etablierung des NATO-Rußland Rates (2002) weiter intensiviert und auf eine höhere Ebene gestellt. 
Ähnliches geschah in Bezug auf die Ukraine mit der Etablierung der NATO-Ukraine Kommission. Die geopolitische Bedeutung dieser Entwicklung kann nicht hoch genug eingeschätzt werden, wurde doch auf diese Weise der sicherheitspolitische Ost-West Gegensatz wenige Jahre nach dem Ende der SU förmlich beendet.

Für das neutrale Ö ist dabei die Tatsache pikant, dass Russland heute im Rahmen des NATO-Rußland Rates institutionell engere Beziehungen mit der NATO pflegt als es selbst in der PfP.

Mutation der NATO und der PfP
War die ursprüngliche Absicht seitens der NATO, die ungestümen Beitrittsambitionen der früheren Satellitenstaaten der SU mit Rücksicht auf die Reformprozesse in der RF einzubremsen, so erwies sich, dass dieses Konzept sehr bald von den Entwicklungen im postsowjetischen Raum eingeholt und im buchstäblichen Sinne überholt, d.h. obsolet wurde. Die osteuropäischen Staaten ruhten auch als PfP-Mitglieder nicht, mit Energie ihr eigentliches Ziel der NATO-Vollmitgliedschaft weiter zu verfolgen. 
Dabei war für diese Beitrittskandidaten die kollektive Sicherheit (Art. 5 Washingtoner-Vertrag) unter dem Schutzmantel der NATO die wesentliche Motivation für den Beitrittswunsch. Nur die NATO-Mitgliedschaft und nicht die PfP bot einen Schutz vor einer möglichen Bedrohung aus dem Osten und dies unabhängig von dem Umstand, dass inzwischen die Beziehungen zwischen NATO und Russland ebenfalls intensiviert werden.
Die rasanten sicherheitspolitischen Entwicklungen nach der weltpolitischen Wende Ende der 80er Jahre führten sehr rasch auch zu fundamentalen Veränderungen innerhalb der atlantischen Allianz, die sich nach dem Kalten Krieg auf die neuen Bedrohungen (Terrorismus, Massenvernichtungswaffen, Failed States, organisierte Kriminalität) einstellen musste.
Die militärische NATO-Operation gegen Jugoslawien 1999 und der 11. September 2001 taten ein Übriges, um das Selbstverständnis der NATO dramatisch zu ändern. Der Einsatz in Afghanistan ist nur die letzte Etappe in dieser Entwicklung der "neuen NATO". (Out of area of out of business)
Was bedeutet diese - hier nur aufrissartig - geschilderte Transformation des atlantischen Bündnisses für die PfP?

Die ursprüngliche Zweckbestimmung erstens, einen "Warteraum" für NATO-Beitrittskandidaten zu bilden und zweitens anderen Nicht-NATO-Staaten eine institutionelle Zusammenarbeit anzubieten, wurde spätestens mit dem Beitritt Polens, Ungarns und Tschechiens zur NATO (1999) relativiert. Mit dem zweiten Beitrittsschub im April 2004 (Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei, Slowenien und Bulgarien) folgten weitere 7 zentral- und osteuropäische Staaten.

Aufgrund dieser beiden Erweiterungsschritte stehen heute 26 Allianzmitglieder - 20 PfP-Staaten gegenüber. Die NATO-Mitglieder bilden nunmehr zum Unterschied von früher die große Mehrheit. Die Zusammensetzung der verbleibenden Partnerstaaten könnte heterogener nicht sein:
· RF, UKR (mit eigenen Institutionen, UKR mit ID) 
· die MAP-Staaten in SOE: Kroatien, Albanien, Mazedonien

· die westeuropäischen Partner: Ö, CH, SF, S, IRL

· die zentralasiatischen Staaten: einige davon mit Beitrittsperspektiven z.B. Georgien

In dieser Situation hat die PfP im politischen Sinn viel von ihrer ursprünglichen Existenzberechtigung verloren, nämlich die Vorstufe vor allem für die osteuropäischen Staaten zu einer späteren NATO-Mitgliedschaft zu bilden.

Die meisten dieser Staaten haben das Ziel der Aufnahme in die Allianz bereits erreicht.

Nun wäre es falsch, die Partnerschaft insgesamt bereits abzuschreiben und sie in das Grab der Geschichte sinken zu lassen. In vielerlei Hinsicht hat sie positives bewirkt und wird es weiter tun:

Sie bildet für Nicht-NATO-Staaten einen unverzichtbaren Rahmen der Zusammenarbeit mit der Allianz und bildet auf diese Weise eine transatlantische Sicherheitsgemeinschaft.

Ihr Mehrwert liegt für Staaten ohne unmittelbare NATO-Perspektive wie z.B. Österreich auf der Hand:

Nur als Mitglied der Partnerschaft kann ein Staat am transatlantischen Sicherheits​diskurs teilnehmen und vor allem auch laufend an den militärischen und sicherheits​politischen Entwicklungen der Allianz partizipieren. Für die Reformprozesse der Streitkräfte ist dies von ganz entscheidender Bedeutung. Vergessen wir nicht, die Entwicklung der technischen Standards, aber auch die Professionalität bei den militärischen Einsätzen werden heutzutage weltweit führend von der NATO vorgegeben. Der Umstand, dass die meisten EU-Staaten zugleich auch NATO-Staaten sind, hat automatisch zur Folge, dass diese Vorgaben innerhalb der EU nachvollzogen und auf diese Weise auch für die Nicht-NATO-Staaten unter den MS maßgeblich werden.
Durch die Einbindung der Partner in das PMF (Political Military Framework for NATO-led PfP Operations) werden diese bereits in einem frühen Stadium in die Vorbereitung  von NATO-Operationen, an denen sie teilnehmen wollen,  (z.B. ISAF, KFOR) einbezogen werden. Somit bildet das PMF auch den Rahmen für die öster​reichische Beteiligung an KFOR. Für die Streitkräfte jedes Staates, der sich an int. Friedensmissionen beteiligt, ist für den Erfolg des Einsatzes die Fähigkeit der operativen Zusammenarbeit im internationalen Kontext von entscheidender Bedeutung. Auch hier (Interoperability) bietet die Partnerschaft mit der NATO entscheidende Vorteile.

Die Partnerschaft mit der NATO bietet aber auch im nicht militärischen Bereich der Sicherheit Möglichkeiten für Beiträge zur Stabilisierung, zu denen es eigentlich keine Alternative gibt.

Ich denke etwa an die Aktivitäten im PfP beim Zivilschutz, bei der Katastrophenhilfe oder bei den Unterstützungsmaßnahmen für die Reform der Streitkräfte in vielen Transformationsländern (z.B. in Zentralasien, Balkan). Ö hat sich aktiv bei NATO-Trust fund Projekten, zur Zerstörung etwa von Antipersonenminen in Albanien und Serbien oder bei der Beseitigung von Klein- und Leichtwaffen in der Ukraine, beteiligt.  Wussten Sie etwas, dass im Rahmen der Partnerschaft eine bedeutende Initiative zur Bekämpfung des Menschenhandels entwickelt wurde? Kurz, das Spektrum der Aktivitäten der PfP ist denkbar groß.

Gerade in Österreich besteht noch vielfach die Klischeevorstellung von der NATO als eine ausschließlich militärische Organisation. Dem entsprechend wird auch die PfP vornehmlich mit ihren militärischen Aspekten bzw. den Operationen (ISAF, KFOR) wahrgenommen. Die breite der Transformationsprozesse und Reformvorgänge innerhalb der Allianz und auch der PfP werden dabei häufig übersehen. Die Aktivitäten der Allianz und der Partnerschaft in den Bereichen der "soft security", die in den letzten Jahren beträchtlich zugenommen haben, werden kaum in der breiten Öffentlichkeit beachtet (z.B. Wertedebatte).
Die NATO ist heute eine Organisation mit militärischen genauso wie mit nicht-militärischen Aufgaben. Der größte Unterschied zwischen der alten NATO und der neuen NATO ist wohl der Umstand, dass aufgrund der fundamental veränderten Weltlage die klassische Aufgabe der kollektiven Verteidigung eines ihrer Mitglieder, im Falle eines bewaffneten Angriffs von außen, in den Hintergrund getreten ist. Die NATO hat sich andererseits zu einer Sicherheitsorganisation mit einem globalen Aktionsradius entwickelt, die im gesamten Spektrum von Krisenmanagement (peace keeping, peace making, peace consolidation, PRT) tätig wird.
Die Veränderung der Allianz, ihrer Reaktion auf die neuen Bedrohungsbilder sowie die Verlagerung ihrer geopolitischen Prioritäten, (z. B. Strategic shift to Central Asia) haben naturgemäß enorme Auswirkungen auf die PfP. 
Der Anspruch der Allianz, auch außerhalb des OSZE-Raumes tätig zu werden (z. B. Afghanistan, Irak, Darfur), verstärkte das Interesse der NATO mit Partnern, auch außerhalb des Rahmes des PfP/EAPC, enger zusammenzuarbeiten (MD, ICI, Contact countries). Vor allem die USA sind bestrebt, die Partnerschaft global auszu​richten und auch gewisse Staaten, mit denen sie im Sicherheitsbereich intensiv zusammenarbeiten, in einen engeren Partnerschaftsrahmen einzubinden. Um es direkt auszusprechen: Für die USA ist es interessanter, mit aktiven Partnern, welche in ihren strategischem Interesse maßgebliche Beiträge zur Sicherheit z.B. in Afghanistan leisten (Australien, NZ) zu kooperieren als mit Ländern, die zwar formal Mitglieder der PfP sind, (z.B. Belarus, Usbekistan) die aber darin nur eine passive Rolle ausüben.
Die USA haben zur Belebung der Debatte um eine Reform der PfP sogar eine neue Institution (Security Provider Forum) vorgeschlagen, welche die enger kooperierenden Partner in einem Sonderverhältnis bündeln würde. Dieser Vorschlag, wie überhaupt das Konzept der NATO als globale Sicherheitsorganisation, haben jedoch keineswegs die ungeteilte Zustimmung der Allianzmitglieder bzw. der Partnerstaaten gefunden. 

Innerhalb der Allianz lassen sich dabei im Wesentlichen zwei Denkschulen beobachten:
Die eine unter der Leitung der USA, gefolgt von UK, vertritt das Konzept der neuen NATO als globale Sicherheitsorganisation mit einer entsprechend angepassten Partnerschaft, die den aktiven "security providers" Sonderrechte (vor allem bessere und frühere Einbindung in die Informationen und Entscheidungsprozesse bei Operationen mit Partnerbeteiligung) einräumt. 
Die zweite Denkschule, die von Frankreich inspiriert wird, lehnt die Mutation der NATO in eine Sicherheitsorganisation mit universellem Anspruch ab. Sie möchte die NATO im Wesentlichen auf ihre militärischen Kernaufgaben im euro-atlantischen Raum reduzieren. Interessanterweise können sich auch die meisten jüngeren NATO-Mitgliedsstaaten wie z.B. Polen, Tschechien, Ungarn nicht mit der Ausweitung der Aufgaben und der globalen Ausrichtung als Konzept anfreunden. Diese ansonsten so atlantisch eingestellten MS befürchten, dass eine solche Entwicklung den Hauptzweck der NATO, der für sie den Beitritt motivierte, nämlich einen Schutz gegen eine allfällige Bedrohung aus dem Osten (RF), verwässert.

Wo steht Österreich, wo die anderen westeuropäischen Partner in dieser Diskussion?

Wir meinen, dass die Instrumente der Partnerschaft durchaus verbessert werden können. Auch unterstützen wir die Vorschläge, die auf regelmäßigen Treffen des NAC mit ausgewählten Partnern nach Interessensgebieten (26+N) abzielen.

Wir sind interessiert daran, dass das PMF als Rahmen für unsere Teilnahme an Kooperationen und vor allem beim "Decision shaping" belebt wird. Wir haben kein Interesse an der Schaffung neuer global agierender Fora, weil für uns der pol. Dialog über globale Themen vorrangig innerhalb der EU stattfinden sollte. Die NATO sollte sich auf den pol. Dialog vor allem auf jene Bereiche konzentrieren, die einen Bezug zu laufenden oder künftigen NATO Operationen haben. Ö tritt auch für den Erhalt des EAPC ein, ist aber offen für Reformen. So könnten die Informationen seitens der Allianzmitglieder über Angelegenheiten des Bündnisses innerhalb des EAPC verbessert werden. Wichtig ist uns vor allem auch das Prozedere. Wir sind der Meinung, dass die laufende Debatte über die Reform der Partnerschaft nur unter der vollberechtigten Einbindung der Partnerstaaten durchgeführt werden soll.
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